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I. Bekanntmachung über die 13. Sitzung des Stadtrates am Donnerstag, dem 04.09.2025,  

17:00 Uhr, im Stadtratssitzungssaal, Rathaus, Maximilianstraße 12 
 

Tagesordnung 
 

A) Öffentliche Sitzung 
  

1.  Fragen und Anregungen von Bürgerinnen und Bürgern 
 

 .  Umleitung B39 - LKW-Verkehr 
 

2.  Bessere Aufenthaltskultur im Kulturhof Flachsgasse, Bücherbank für Bücherliebha-
ber, Wasserstele und Begrünung;  
Antrag der FWS-Stadtratsfraktion vom 24.06.2025 
 

3.  Freie Busfahrten als Teil der Wirtschaftsförderung;  
Antrag der SWG-Stadtratsfraktion vom 24.06.2025 
 

4.  Benennung des Jugendcafés Süd nach Sara Lehmann;  
Antrag der SWG-Stadtratsfraktion vom 24.06.2025 
 

5.  Auslobung einer Belohnung für die schönste Begrünung von Privathäusern nach 
dem Vorbild der "Villes fleuries" in Frankreich;  
Antrag der AfD-Stadtratsfraktion vom 22.06.2025 
 

6.  Eignung öffentlicher Gebäude für Dach- und Fassadenbegrünung zur Verbesserung 
des Stadtklimas;  
Prüfantrag der AfD-Stadtratsfraktion vom 22.06.2025 
 

7.  Entsiegelung und Entschotterung öffentlicher Flächen sowie Begrünung zur Verbes-
serung des Stadtklimas;  
Prüfantrag der AfD-Stadtratsfraktion vom 22.06.2025 
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8.  Beschattungsmöglichkeiten für hochfrequentierte Fußgängerbereiche in Speyer; 
Prüfantrag der AfD-Stadtratsfraktion vom 22.06.2025 
 

9.  Anfrage zur Einrichtung von Fußgängerüberwegen – Beispielhaft Obere Langgasse 
und Landwehrstraße (Höhe Friedhof);  
Anfrage der CDU-Stadtratsfraktion vom 03.08.2025 
 

10.  Anfrage zur Umsetzung des Stadtratsbeschlusses „Errichtung von Wassererfri-
schungsanlagen“ (2688/2019) vom 27.09.2018;  
Anfrage der CDU-Stadtratsfraktion vom 03.08.2025 
 

11.  Machbarkeitsstudie für Geh- und Radweg im Bereich Paulstraße bis Schützenstraße; 
Anfrage der CDU-Stadtratsfraktion vom 10.08.2025 
 

12.  Künftiger Standort des "Speyerer Nikolaus";  
Prüfantrag der CDU-Stadtratsfraktion vom 20.08.2025 
 

13.  Klimafreundliche Weiterentwicklung der Heydenreichstraße;  
Prüfantrag der FDP-Stadtratsfraktion vom 21.08.2025 
 

14.  Anfrage und Antrag zum Thema übergroßer Podest am Postplatz der FWS-Stadt-
ratsfraktion datiert 24.03.2025 
 

15.  E-Ladesäulen und Car-Sharing am Heinrich-Lang-Platz;  
Prüfantrag der UfS-Stadtratsfraktion vom 24.08.2025 
 

16.  Haus der Vereine bzgl. 2. Rettungsweg;  
Anfrage der FDP-Stadtratsfraktion vom 25.08.2025 
 

17.  Haus der Vereine - Anbau der Brandschutzfluchttreppe und des Aufzuges für Barrie-
refreiheit;  
Anfrage der FWS-Stadtratsfraktion vom 25.08.2025 
 

18.  Gestaltung des öffentlichen Raums - Barrierefreiheit und Sicherheit vor dem ehe-
maligen Kaufhaus Christmann und Sonnenapotheke (Maximilianstraße); Anfrage 
der FDP-Stadtratsfraktion vom 25.08.2025 
 

19.  Antidiskriminierungsagenda der Stadt Speyer;  
Antrag der Stadtratsfraktionen UfS und SPD vom 25.08.2025 
 

20.  Sicherheit vor Drohungen und Gewalt in der Innenstadt;  
Anfrage der FWS-Stadtratsfraktion vom 25.08.2025 
 

21.  Termin für die Wahl der Oberbürgermeisterin/des Oberbürgermeisters 2026 
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22.  Änderung der Satzung über den Kostenersatz und die Gebührenerhebung für die 
Hilfe- und Dienstleistungen der Freiwilligen Feuerwehr Speyer (FW-Satzung) vom 
20.10.2023 
 

23.  Jahresbericht des Beirates für Migration und Integration der Stadt Speyer; mündli-
cher Bericht 
 

24.  Barrierefreier Ausbau der Bushaltestelle Postgraben 
 

25.  Barrierefreier Ausbau des „Zentralen Omnibusbahnhofs“ (ZOB) 
 

26.  Stellungnahmen zur 2. Offenlage der Teilregionalpläne Freiflächen-Photovoltaik des 
VRRN 
 

27.  Finanzhaushalt 2025; außerplanmäßige Bereitstellung von Mitteln nach § 100 Abs. 
1 GemO bei HHSt. 28100.0960003.3715 (Kulturförderung, Heimatpflege / Anlagen 
im Bau für Baumaßnahmen / Altpörtel - Brandschutztechnische Sanierung) 
 

28.  Finanzhaushalt 2025; überplanmäßige Bereitstellung von Mitteln nach § 100 Abs. 1 
GemO bei HHSt. 21602.0960003.3231 (Siedlungsschule RS+ / Anlagen im Bau für 
Baumaßnahmen / Schulgebäude) 
 

29.  Umbesetzung von Ausschüssen 
 

30.  Annahme und Verwendung von Spenden nach § 94 Abs. 3 GemO 
 

31.  Informationen der Verwaltung 
 

  
B) Nichtöffentliche Sitzung 

  
32.  Tiefbauangelegenheiten 

 
33.  Personalangelegenheiten 

 
34.  Finanzangelegenheiten 

 
35.  Planungsangelegenheiten 

 
36.  Informationen der Verwaltung 

 
FB 1-110 

_______________________________________________ 
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II. Information über folgende Ausschreibung: 
 

Beschaffung eines Mehrzweckbootes – Feuerwehr Speyer  
 

Verfahren: 
Vergabenummer:  SSPE-2025-0044 
Vergabeordnung:  UVgO 
Verfahrensart:   Öffentliche Ausschreibung 
Art des Auftrags:  Lieferleistung  
Leistungsort:   Hauptfeuerwache Speyer, Industriestraße 7, 67346 Speyer  
Leistungsbeginn:  schnellstmöglich nach Zuschlagserteilung 
Leistungsende:   schnellstmöglich nach Zuschlagserteilung 
 
Kurzbeschreibung der Leistung: 
Gegenstand ist die Lieferung eines Mehrzweckfahrzeuges für die Feuerwehr der kreisfreien Stadt 
Speyer (näheres siehe LV).  
 
Vergabeplattform: 
Bekanntmachung unter https://vergabe.vmstart.de/NetServer/PublicationControllerServlet?func-
tion=Detail&TOID=54321-NetTender-198cbb9dbce-59deefc53611923&Category=InvitationToTender 
 
Beschaffungsinformation: 
Frist für den Eingang der Angebote:  Donnerstag, 24.09.2025, 10:00 Uhr 
Bindefrist:     23.10.2025 
Zuschlagskriterien:    Los 1: 1 Preis (57,78%), 2 Service (8,89%), 3 Umsetzung 
(33,33%) 
      Los 2: 1 Preis (70,00%), 2 Lieferzeit (30,00%) 
Abgabeform der Angebote:   elektronische Einreichung 
Adresse für die Einreichung:   www.auftragsboerse.de  
Die Auftragsunterlagen stehen für einen uneingeschränkten und vollständigen direkten Zugang  
gebührenfrei zur Verfügung.  
 
Öffentlicher Auftraggeber:   
Stadtverwaltung Speyer (Zentrale Vergabestelle); Maximilianstraße 100; 67346 Speyer; 
Telefon: +49 6232-142628; E-Mail: vergabe@stadt-speyer.de; Fax: +49 6232-142458 

  
FB 1-110 

_______________________________________________ 
 

III. Zweckvereinbarung zwischen der Stadt Landau, vertreten durch Oberbürgermeister Dominik 

Geißler der Stadt Neustadt a.d.W., vertreten durch Oberbürgermeister Marc Weigel 

der Stadt Speyer, vertreten durch Oberbürgermeisterin Stefanie Seiler dem Landkreis Bad Dürk-

heim, vertreten durch Landrat Hans-Ulrich Ihlenfeld dem Landkreis Germersheim, vertreten 

durch Landrat Martin Brandl 

 

wird folgende Zweckvereinbarung gem. § 12 KomZG geschlossen: 

https://vergabe.vmstart.de/NetServer/PublicationControllerServlet?function=Detail&TOID=54321-NetTender-198cbb9dbce-59deefc53611923&Category=InvitationToTender
https://vergabe.vmstart.de/NetServer/PublicationControllerServlet?function=Detail&TOID=54321-NetTender-198cbb9dbce-59deefc53611923&Category=InvitationToTender
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Präambel 

Die Kinder- und Jugendhilfe übernimmt bei der Migration und Flucht unbegleiteter minderjähriger Aus-

länder (umA), die in Deutschland ankommen, eine hohe Verantwortung. Die Entwicklungen der vergan-

genen Jahre stellen die Kinder- und Jugendhilfe insgesamt vor besondere Herausforderungen. Mit der 

durch den Bundes- und den Landesgesetzgeber ermöglichten Bildung sogenannter Schwerpunktjugend-

ämter ist die Erwartung verbunden, die Kompetenzen für die Betreuung dieses Personenkreises zu stär-

ken und zu bündeln und den Möglichkeiten der jeweiligen Jugendämter besser gerecht zu werden. Diese 

Kooperationsvereinbarung beschreibt die Aufgaben und die Zusammenarbeit der beteiligten Jugend-

ämter.  

§ 1 

Gegenstand und Zielsetzung der Vereinbarung 

1. Gegenstand der Vereinbarung ist die Zusammenarbeit der o.g. Jugendämter zur Umsetzung der Re-

gelungen des SGB VIII zur Unterbringung, Versorgung und Betreuung unbegleiteter ausländischer 

Kinder und Jugendlicher und im Sinne der Landesverordnung über das Verfahren zur landesinternen 

Verteilung unbegleiteter ausländischer Kinder und Jugendlicher. Bei der Vereinbarung handelt es 

sich um eine Zweckvereinbarung im Sinne des § 12 Abs . 1 Satz 1 KomZG.  

2. Die Jugendämter verstehen sich als Verantwortungsgemeinschaft, um die Unterbringung, Versor-

gung und Betreuung unbegleiteter minderjähriger Ausländer sicherzustellen. Sie arbeiten während 

der Phasen der vorläufigen lnobhutnahme nach § 42a SGB VIII, der Inobhutnahme nach § 42 SGB 

VIII sowie im Übergang zu den Anschlusshilfen des SGB VIII in enger Abstimmung zusammen und 

unterstützen sich gegenseitig insbesondere in Zeiten hoher Auslastungen und begrenzter Ressour-

cen.  

3. Das Jugendamt Speyer als Sitz einer Erstaufnahmeeinrichtung des Landes nimmt eine koordinie-

rende Funktion für alle kooperierenden Jugendämter wahr.  

4. Die Vereinbarung beruht darauf, dass wesentliche Vereinbarungen vom Land mitgetragen werden 

(insbes. Verteilung und Finanzierung) und entsprechendes Benehmen im Sinne des § 3 der Landes-

verordnung über das Verfahren zur landesinternen Verteilung unbegleiteter ausländischer Kinder 

und Jugendlicher gegeben ist.  

 

§ 2 

Aufgabenbeschreibung im Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme nach § 42a SGB VIII 

1. Das Jugendamt Speyer ist für die pädagogischen Maßnahmen sowie die verwaltungs-  sorgerechtli-

chen und organisatorischen Abläufe zuständig, die im Rahmen der Entscheidung über die vorläufige 

lnobhutnahme nach § 42a SGB VIII umgesetzt werden. Diese Funktion bezieht sich ausschließlich 

auf den örtlichen Zuständigkeitsbereich der kooperierenden Jugendämter. Die Jugendämter stellen 

die Organisation der Fallübergabe und des zeitnahen Transfers des Jugendlichen in die lnobhutnah-

meeinrichtungen des Jugendamts Speyer sicher. In der Regel erfolgt der Transfer durch das Jugend-

amt, in dessen Zuständigkeitsbereich der junge Mensch sich zu Beginn der Schutzgewährung tat-

sächlich aufhält. Das Jugendamt Speyer stellt die Aufnahme der jungen Menschen im Rahmen der 
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vorläufigen lnobhutnahme nach § 42a SGB VIII in die lnobhutnahmeeinrichtungen des Jugendamts 

Speyers jederzeit sicher.  

 

2. Die Aufgaben des Jugendamt Speyer im Rahmen der vorläufigen lnobhutnahme nach § 42a SGB VIII 

sind insbesondere: 

 die Veranlassung erkennungsdienstlicher Maßnahmen nach § 42a Abs. 3a SGB VIII i.V.m. § 49 

Absatz 8 und 9 Aufenthaltsgesetz, wenn Zweifel über die Identität bestehen, 

 die geeignete Unterbringung in einer Einrichtung oder bei Personen,  

 die Altersfeststellung und die Festsetzung des Alters im Sinne des § 42f SGB VIII, 

 der Gesundheitscheck und die Sicherung der medizinischen Versorgung nach § 42 Abs. 2 S. 3, 1. 

Hs. SGB VIII, 

 die Prüfung, ob Gründe für einen Verteilungsausschluss gem. § 42a Abs. 2 VIII vorliegen, 

 die Meldung an die zentrale Landesstelle gem. § 42a Abs. 4 Satz 1 SGB VIII und § 2 Abs. 1 der 

Landesverordnung zur Verteilung von unbegleiteten ausländischen Kindern und Jugendlichen. 

Sofern sich nachträglich Hinweise für ein abweichendes Alter ergeben, kann das Zuweisungsjugend-

amt die Altersfeststellung, unter Rückgriff auf die Expertise des Jugendamtes Speyer, überprüfen.  

 

Im Falle einer Altersfeststellung, die eine Volljährigkeit ergibt, erfolgt in der Regel eine Verweisung 

an die Erstaufnahmeeinrichtung des Landes in Speyer.  

3. Die Phase der vorläufigen lnobhutnahme nach § 42a SGB VIII endet mit der Entscheidung über den 

Abschluss der vorläufigen Inobhutnahme und den Übergang in das Clearing (Inobhutnahme nach § 

42 SGB VIII) sowie in der Regel die Übergabe an ein kooperierendes Jugendamt. Die Ergebnisse der 

Prüfungen nach § 42a Abs. 2 SGB VIII sollen spätestens nach fünf Wochen vorliegen. Die kooperie-

renden Jugendämter stellen sicher, dass der junge Mensch unverzüglich, spätestens innerhalb von 

drei Werktagen nach Anmeldung durch das Jugendamt Speyer übernommen wird.  

 

§ 3 

Aufgabenbeschreibung im Rahmen der lnobhutnahme nach § 42 SGB VIII (Clearingphase) 

1. Die Jugendämter mit Ausnahme des Jugendamts Speyers (soweit das Jugendamt Speyer nicht selbst 

für ein Clearing zuständig ist) sind für die pädagogischen Maßnahmen sowie die verwaltungs-, sor-

gerechtlichen und organisatorischen Abläufe zuständig, die im Rahmen der Inobhutnahme nach § 

42 SGB VIII umgesetzt werden. Die Aufgaben der Jugendämter im Rahmen der Inobhutnahme nach 

§ 42 SGB VIII (Clearingphase) sind insbesondere: 

 die Übernahme der in § 42 Abs. 2 SGB VIII genannten Aufgaben und die Beantragung der Be-

stellung eines Vormundes beim zuständigen Familiengericht  

 die Prüfung der Zusammenführung wegen familiärer oder sozialer Bezüge; 

 die geeignete Unterbringung in einer Einrichtung oder bei Personen auf Grundlage der Bestim-

mungen des SGB VIII  
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 die Begleitung des jungen Menschen bei der Klärung ausländer- und asylverfahrensrechtlicher 

Angelegenheiten, insbesondere während des formalen Asylverfahrens und die Kooperation mit 

dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge sowie den zuständigen Ausländerbehörden; 

 die Klärung schul- und ausbildungsbezogener Fragen; 

 die Bereitstellung von Angeboten zur Vermittlung einer ersten Orientierung in der Gesellschaft 

und erster Sprachkenntnisse; 

 die Sozialanamnese; 

 die Klärung des Hilfebedarfs (ergänzend durch Beobachtungen im pädagogischen Alltag der Ein-

richtungen) und eine schriftliche Empfehlung für geeignete Anschlusshilfen und deren Leis-

tungsmerkmale; 

 die Dokumentation der zentralen Erkenntnisse während der lnobhutnahme in Form eines aus-

sagekräftigen Berichts (Clearingbericht); 

 die frühzeitige Information über zentrale Erkenntnisse, Anbahnung und Vollzug der Fallüber-

gabe an ein anderes Zuweisungsjugendamt. 

 

 

 

2. Die Phase der lnobhutnahme nach § 42 SGB VIII endet mit der Entscheidung über Hilfen nach dem 

Sozialgesetzbuch, bzw. der Übergabe an die Sorgeberechtigten auf der Grundlage der Ergebnisse 

des Clearings. Die Ergebnisse des Clearings sollen dem Zuweisungsjugendamt spätestens nach 8 

Wochen vorliegen. Über die Anschlusshilfe entscheidet das Zuweisungsjugendamt   im Rahmen der 

Hilfeplanung. Die kooperierenden Jugendämter wirken darauf hin, dass die mit dem Clearing beauf-

tragten Einrichtungen eine Übergangsphase für die Organisation der Anschlusshilfen durch das Zu-

weisungsjugendamt   einräumen.  Eine Übergabe aus den lnobhutnahmeeinrichtungen in Anschluss-

hilfen der Zuweisungsjugendämter soll spätestens nach 12 Wochen erfolgen.  

§ 4 

Umfang der Aufnahmen im Rahmen der lnobhutnahme nach § 42 SGB VIII (Clearingphase) 

1. Die Jugendämter mit Ausnahme des Jugendamts Speyers nehmen im Rahmen der Aufnahmequoten 

nach der Landesverordnung junge Menschen im Rahmen der lnobhutnahme nach § 42 SGB VIII 

(Clearingphase) sowie als Zuweisungsjugendämter (Folgemaßnahmen nach §§ 27 ff SGB VIII) nach 

Zuweisung durch das Land auf.  

2. Die Zuweisung des Landesjugendamtes richtet sich nach der Aufnahmeverpflichtung des jeweiligen 

Jugendamtes. Die Aufnahmeverpflichtung ergibt sich aus der landesweiten Verteilquote unter Zu-

grundelegung der vom Bundesverwaltungsamt ermittelten Aufnahmequote für Rheinland-Pfalz.  

3. Soweit die Aufnahmeverpflichtung erfüllt ist und keine besonderen Gründe für eine Zuweisung vor-

liegen, sind die Jugendämter nicht verpflichtet, junge Menschen im Rahmen der Inobhutnahme 

nach § 42 SGB VIII (Clearingphase) aufzunehmen. In diesem Fall erfolgt eine Zuweisung an ein an-

deres Jugendamt und das Jugendamt Speyer ist für die Fallübergabe an das vom Land bestimmte 

Zuweisungsjugendamt oder Schwerpunktjugendamt zuständig.  
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4. Im Übrigen unterstützen sich die Jugendämter gegenseitig insbesondere in Zeiten hoher Auslastun-

gen und bemühen sich dennoch um die Bereitstellung von Kapazitäten die über das hinausgehen, 

was im Rahmen der Aufnahmeverpflichtung erforderlich wäre. Dem Landesjugendamt gegenüber 

soll in diesem Fall eine entsprechende Anzeige im Sinne des § 1 Abs. 3 der Landesverordnung über 

das Verfahren zur landesinternen Verteilung unbegleiteter ausländischer Kinder und Jugendlicher 

erfolgen.  

 

§ 5 

Finanzierung 

Hinsichtlich der Fallkostenpauschale des Landes (§ 3 der Landesverordnung über das Verfahren zur lan-

desinternen Verteilung unbegleiteter ausländischer Kinder und Jugendlicher) treffen die Jugendämter 

folgende Vereinbarung:  

1. Das Jugendamt Speyer beantragt und vereinnahmt die vom Land gewährten Fallkostenpauschalen. 

2. Die Fallkostenpauschale (Kurzzeitpauschale) verbleibt zu 100 % beim Jugendamt Speyer. 

3. Die Fallkostenpauschale (Regelpauschale) verbleibt zu 30 % beim Jugendamt Speyer, zu 70 % wird 

die Pauschale an das Jugendamt weitergeleitet, welches die Inobhutnahme nach § 42 SGB VIII (Clea-

ringphase) durchführt.  

4. Das Jugendamt Speyer nimmt nach Zahlungseingang eine quartalsweise Abrechnung und Auszah-

lung an die Jugendämter vor.  

Aus dieser Vereinbarung ergeben sich darüber hinaus keinerlei gegenseitige Zahlungsverpflichtungen 

der Jugendämter für Personal-, Sach- und sonstige Kosten.  

Die Jugendämter richten ihre Kostenerstattungsansprüche (§ 89d SGB VIII) für Kosten, die für Leistungen 

und andere Aufgaben angefallen sind, unmittelbar an die zuständige Landesbehörde.  

Die kooperierenden Jugendämter bemühen sich gegenüber dem Land um eine Anerkennung und Finan-

zierung von Aufwendungen, die mit dem Vorhalten von Einrichtungen und Diensten zur Erfüllung der 

Aufgaben im Zusammenhang mit der Unterbringung, Versorgung und Betreuung unbegleiteter auslän-

discher Kinder und Jugendlicher im Rahmen des SGB VIII einhergehen. 

 

§ 6 

Kooperation und Kommunikation 

Die kooperierenden Jugendämter benennen jeweils eine Ansprechperson und mindestens eine Abwe-

senheitsvertretung zur Klärung von Fragen im Einzelfall. Ergänzend richten die Jugendämter jeweils ein 

zentrales E-Mailpostfach ein. (Bsp.: “vtuma@stadt-speyer.de”). 

Die Vereinbarungspartner sind verpflichtet, im Konfliktfall auf der Leitungsebene (Jugendamtsleitun-

gen) auf einvernehmliche Regelungen hinzuwirken. 

Die kooperierenden Jugendämter stimmen sich bei der Planung von bedarfsgerechten Angeboten für 

die Inobhutnahmen und die Anschlusshilfen im Zuständigkeitsbereich der Jugendämter ab. Die Zustän-

digkeitsregelungen der §§ 78a ff SGB VIII zum Abschluss von Leistungs-, Entgelt- und Qualitätsentwick-

lungsvereinbarungen bleiben unberührt. 
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Das Jugendamt Speyer lädt die beteiligten Jugendämter und das Landesjugendamt nach Bedarf, jedoch 

mindestens einmal pro Jahr zu Kooperationsgesprächen ein.  

 

§ 7 

Anpassung von Regelungsinhalten 

Die Vereinbarung bedarf zukünftig der Anpassung, insbesondere, wenn sich Regelungsinhalte aufgrund 

gesetzlicher Vorgaben oder konzeptioneller Absprachen als änderungsbedürftig erweisen. Änderungen 

und Ergänzungen können wirksam auch durch gemeinsam unterschriebene Protokollerklärungen gere-

gelt werden, es sei denn, es sind Bestimmungen grundlegender Art berührt. 

 

§ 8 

Inkrafttreten 

Die Vereinbarung wird gemäß § 12 Abs. 5 S. 2 KomZG am Tag nach der letzten öffentlichen Bekanntma-

chung durch die kommunalen Beteiligten wirksam. 

 

§ 9 

Kündigung 

1. Die Vereinbarung kann durch jedes Jugendamt mit einer Frist von drei Monaten zum Monatsende 

gekündigt werden, wenn sich in der Zusammenarbeit gravierende Pflichtverletzungen oder Störun-

gen zeigen, die nicht über eine Anpassung der Vereinbarung zu beheben sind. 

2. Eine ordentliche Kündigung ohne besonderen Anlass ist durch jeden Vereinbarungspartner mit ei-

ner Frist von sechs Monaten zum 30.06. oder 31.12. möglich. 

3. Die Kündigung bedarf der Schriftform und ist allen übrigen Vereinbarungspartnern gegenüber zu 

erklären. Im Falle der Kündigung durch das Jugendamt Speyer wird diese Vereinbarung insgesamt 

gegenstandslos. Bei Kündigungen von beteiligten Jugendämtern bleibt die Vereinbarung mit den 

verbliebenen Jugendämtern bestehen. Die verbleibenden Jugendämter verpflichten sich, die wei-

tere Zusammenarbeit zu erörtern und ggf. neu zu regeln.  

4. Eine Aufhebung der Vereinbarung im gegenseitigen Einvernehmen aller Vereinbarungspartner ist 

jederzeit möglich. 

5. Die Regelungen der §§ 54 - 62 Verwaltungsverfahrensgesetz (§ 1 Abs. 1 Landesverwaltungsverfah-

rensgesetz) und des Bürgerlichen Gesetzbuches finden entsprechende Anwendungen. 

 

§ 10 

Schlussbestimmungen und salvatorische Klausel 

Sollten einzelne Bestimmungen der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so wird die Gültigkeit 

der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die Vereinbarungspartner verpflichten sich, unwirksame 

Bestimmungen durch neue zu ersetzen, die dem in den unwirksamen Bestimmungen enthaltenen Re-

gelungsgehalt gerecht werden. Gleiches gilt für die Ausfüllung von Regelungslücken. 
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Bei Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung der Bestimmungen, bei Erkennen von Regelungs-

lücken sowie bei Änderungsbedarf verpflichten sich die Vereinbarungspartner, unverzüglich Verhand-

lungen mit dem Ziel einer einvernehmlichen Lösung aufzunehmen. 

Sollte während der Laufzeit dieser Vereinbarung ein weiteres Jugendamt als beteiligtes Jugendamt die 

Aufnahme in diesen Kreis wünschen, so obliegt die Entscheidung über die Aufnahme dem Jugendamt 

Speyer. Die beteiligten Jugendämter sind vor einer Entscheidung zu hören. 

Jedes Jugendamt erhält eine Ausfertigung dieser Vereinbarung, ebenso Ausfertigungen über sämtliche 

zukünftige Änderungen bzw. Ergänzungen. 

 

Die Beschlüsse der entscheidungsberechtigten Gremien der beteiligten Kommunen erfolgten im Einzel-

nen 

 

Stadt Landau – erfolgten am 03.04.2025 (JHA), 29.04.2025 (HA), 20.05.2025 (StR) 

 

Stadt Neustadt a.d.W. – erfolgten am 27.03.2025 (JHA), 01.04.2025 (HA), 07.04.2025 (StR) 

 

Stadt Speyer – erfolgten am 26.02.2025 (JHA), 13.03.2025 (StR) 

 

Landkreis Bad Dürkheim – erfolgten am 26.02.2025 (JHA), 10.03.2025 (KA), 19.02.2025 (KT) 

 

Landkreis Germersheim – erfolgten am 06.05.2025 (JHA), 26.05.2025 (KT) 

Landau, den 12.06.2025 

Dominik Geißler, Oberbürgermeister 
 

Neustadt, den 16.05.2025 

Marc Weigel, Oberbürgermeister 
 

Speyer, den 10.04.2025 

Stefanie Seiler, Oberbürgermeisterin 
 
Bad Dürkheim, den 06.05.2025 
Hans-Ulrich Ihlenfeld, Landrat 

 

Germersheim, den 26.05.2025 
Martin Brandl, Landrat 

 

 

Die vorstehende Zweckvereinbarung zur Aufgabenwahrnehmung nach §§ 42 ff. SGB VIII 

über die Aufnahme, Hilfegewährung und Weiterverteilung von unbegleiteten 

minderjährigen Ausländern (umA) zwischen der Stadt Speyer, der Stadt Landau, der 

Stadt Neustadt a.d.W., dem Landkreis Bad Dürkheim und dem Landkreis Germersheim 
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wird hiermit gern. § 12 Abs. 2 des Landesgesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 

(KomZG) genehmigt. 

 

 

Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion 

Az.: 1103-0002#2024/0017-0382 Ref_21 

Trier, den 11.07.2025 

Im Auftrag 

gez. Klaus Benz i.V. 

Dienstsiegel der ADD 

  
FB 4 

_______________________________________________ 
 

IV. Öffentliche Zustellung-Verfügung zur Zwangsstillegung eines Kraftfahrzeuges 
 
Herrn Rudolph Schütz, geb. am 15.01.1986, zuletzt wohnhaft in 67346 Speyer, Hagebuttenweg 5, wird 
hiermit aufgefordert entsprechend der Verfügung vom 25.08.2025 zu handeln und der Untersagung 
des Pkw EMS-SQ 842 Folge zu leisten. Das Schreiben setzt Fristen in Gang, die rechtliche Auswirkun-
gen auf den Adressaten haben und gilt hiermit als öffentlich zugestellt. 
 
  
 
Das Schreiben vom 25.08.2025 kann vom Adressaten oder seinem/seiner Bevollmächtigten bei der 
Stadtverwaltung Speyer, Führerscheinstelle, Industriestraße 23, Zimmer 3 + 4, 67346 Speyer, eingese-
hen werden. 

FB 2-230 

_______________________________________________ 
 

V. Energieberatung der Verbraucherzentrale RLP; 
Wärmepumpen mit Gas- oder Ölheizung kombinieren 
 

In schlecht gedämmten Gebäuden kann eine Wärmepumpe ohne zusätzliche Energiesparmaß-
nahmen eventuell nicht effizient betrieben werden. Falls solche Maßnahmen am Gebäude nicht 
zeitnah möglich sind, kann die Kombination einer Wärmepumpe mit einer bestehenden Gas-  
oder Ölheizung eine sinnvolle Übergangslösung sein. Damit der Hybridbetrieb effizient funktio-
niert, muss eine smarte Regelung vorhanden sein. 
In der Regel deckt die Wärmepumpe die Grundlast des Gebäudes. Sie ist also den Großteil  des 
Jahres für den Heizbetrieb und auch für die Erzeugung von Warmwasser verantwortlich. So 
kann verglichen mit einer rein fossil betriebenen Heizung auch schon einiges an CO 2 und Heiz-
kosten eingespart werden. 
Diese Übergangslösung schafft Zeit für eine energetische Modernisierung des Gebäudes. Danach 
kann dann die Wärmepumpe alleine die Wärmeerzeugung übernehmen. Der Einbau einer neuen 
fossilen Heizung zusätzlich zur Wärmepumpe erhöht die Investitionskosten allerdings erheblich. 
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Bezugsnachweis:  Das Amtsblatt der Stadt Speyer für öffentliche Bekanntmachungen erscheint grundsätzlich wöchentlich freitags und ist im 
Abonnement oder als Einzelnummer beziehbar bei der  

Stadtverwaltung Speyer  zu einem Unkostenbeitrag von: 0,75 € (Jahresabo 61,00 €) 
Abteilung Hauptverwaltung je Ausgabe bei Lieferung frei Haus. 
Maximilianstraße 100 Kostenlose Abgabe an Selbstabholende und im Internet 
67346 Speyer unter der Adresse: https://www.speyer.de/de/rathaus/verwaltung/amtsblatt 

Außerdem fallen bei einer solchen Hybridlösung höhere Wartungskosten an und der Platzbedarf 
ist größer. 
In der persönlichen Energieberatung der Verbraucherzentrale nach Terminvereinbarung gibt es 
Hinweise zur energetischen Sanierung, zum Heizungstausch und zu allen weiteren Fragen der Ener-
gieeinsparung. 
 
 
Der Energieberater hat am Dienstag, dem 02. September, von 14 bis 18.30 Uhr  
Sprechstunde in Speyer im Historischen Rathaus (Rückgebäude), Maximilianstraße 12, Sitzungszim-
mer 4. Die Beratungsgespräche sind kostenlos. Anmeldung unter Tel. 06232 14-0. 
 
 
Energietelefon der Verbraucherzentrale: 0800 / 60 75 600 (kostenfrei) montags von 9 bis 13 und 
14 bis 18 Uhr, dienstags und donnerstags von 10 bis 13 und 14 bis 17 Uhr. 
 

Verbraucherzentrale RLP / FB 1-110  
_______________________________________________ 
 

Behördenrufnummer 115 

Kennen Sie schon unser Serviceangebot der einheitlichen Behördenrufnummer 115? 
Unter der Telefonnummer 115 erhalten Sie (zum Ortstarif) zu Standardfragen wie Ansprechpartner/-
innen, Zuständigkeiten, Öffnungszeiten, erforderlichen Unterlagen, eventuellen Gebühren etc. von den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 115-Servicezentrums der MRN von Montag bis Freitag, durch-
gängig von 8:00 bis 18:00 Uhr, kompetente Auskunft. 
 

Probieren Sie es doch einfach einmal aus! 
FB 1-110 

_______________________________________________ 
 

Stadtverwaltung Speyer, 29.08.2025 
 
 

Stefanie Seiler 
Oberbürgermeisterin 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 


